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Vorstösse gegen die <Todesstadt Basel>
Suizidhilfe Nach einem <brisanten Fall> lanciert die EVP in Stadt und Land Vorstösse, um Sterbetourismus einzudämmen

VON MICHEL ECKLIN

In italienischen Medien kursierte in
den vergangenen Monaten der Be-
griff uTodesstadt ilaseb. Hintergrund
ist ein italienischer Richter, der im
verg¿ngenen April in Basel Suizid be-
gtng - begleitet von der in Basel an-
sässigen Sterbehilfeorganisation
Eternal Spirit.

Jetzt greift die EVP den Fall. auf,
um ihrekritische Haltung zur Sterbe-
hilfe wieder einer breiten Öffentlich-
keit bekannt zu machen. Die christli-
che Partei bemåingelt eine Reihe von
Unstimmigkeiten. So habe der Mann
zugegeben, er habe eüen Teil der
Arztberichte selber geschrieben,- die
es in der Schweiz braucht, um legal
Suizidhilfe zu beanspruchen. Der
Arztbericht aus ltalien, der den Mam
sozusagen zum Suizid freþb und
der der EVP vorliegt, sei gerade mal
eine halbe Seite lang. Sogar die Ster-
behelferin von Eternal Spirit vermu-
tete im Nachhinein, der Sterbewilli-
ge habe Ärzte geschmiert, um Gefål-
ligkeitsgutachten zu.erhalten.

Aufsichtspfl icltt verletzt?
Die EVP ist der Meinung, hier liege

ein Missbrauch der liberalen Schwei-
zer Gesetzgebung vor. <Das Vorgehen
im vorliegenden Fall entspricht ein-
fach nicht den schweizerischen Ge-
pflogenheiteru; findet die Basler
Grossrätin Annemarie Pfeifer. Der
Kanton habe seine Aufsichtspflicht
verletzt. Dies enttäuscht die Politike-
rin umso mehr; als die Regierung ihr
im Frühling in der Beantwortung ei-
ner ihrer Vorstösse noch versichert
hatte, Eternal Spirit halte alle gesetz-
lichen Regelungen und ârztlichen
Standesregeln ein.

Die EVP hält den internationalen Suizid-Tourismus für missbrauchsanfällig

Die EVP vermutet jetzt, dass Eter- Dignitas im Ausland ein Zielpubli-
nal.spirit - eine Abspaltung der Ster- kum ansprechen; dem im Heimat-
behilfeorganisation Dignitas - aktiv land" eine Suizidhilfe verwehrt ist.r
im Ausland auf Kundensuche gehe. DÍe aktive Bewerbung'vòn Steibetou-
Das Gesetz verbietet Suizidhilfe <aus -rismus hält sie für heikel <Urteilsfå-
selbstsüchtigen Beweggrúndenr, also higkeit und Konstanz des Sterbewun-
mit kommeiziellenAbsichten. sches können unmöglich seriös abge-

<Die Konûolle zur Beachtung del kl¿irt werden.> Sprachliche und kul-
Standesregeln ist ungenügend ausge- turelle Barrieren begünstigten Miss-
bauþ, findet Pfeifer. Die Baselbieter verständnisseund Missbräuche.
Lan&ätin Elisabeth Augstburger Der von der EVP aufgegriffene Fall
meint <Es ist offensichtlich, dass Or- hat Konsequenzen. In Basel lassen
ganisationen wie Eternal Spirit oder die Angehörigen den Verdacht auf
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Verletzung der Standespflichten von
der Medizinischen Gesellschaft über-

wegën
Urkundenfülschung. die EVP

Exit präsentiert sich
Vor einem Monat eröffnete die
Zürcher Sterbehilfeorganisation
Exit eine Filiale in der Region. Das
Büro richtet sich ausdrücklich
nicht an Menschen aus dem be-
nachbafien Ausland, denn das wi-
derspräche den Exit-Statuten. Am
Mittwoch ist Tag del offenen Tür,
von 15 bis 19 Uhr an der Haupt-
strasse 24 in Binningen. (MEC)

ken die Umstlinde der begleiteten
Suizide aufzeiçn, etwa die Diagnose
der Ä¡zte oder die Anzahl der Suizid-
willigen aus dem Ausland. <Man soll
sehen, warum die Leute sterben, die
Suizid begehen>, sagt Pfeifer.

Suizidhilfe hat Rilckhalt imVolk
Zweitens sollen die Kantone Mass-

nahmen pnifen, um Missbräuche
beirn Sterbetourisr4us zu vermeiden.
Der EVP schweben obligatorische
Gutachten vor.

Die EVP verheimlicht nicht, dass
sie Beihilfe zum Suizid am liebsten
verbieten möchte. Das dtirfte aber
schwierig werden. Die Selbsthilfeor-
ganisation Exit wies gestern als Reak-
tion auf die EVP-Forderungen auf Ab,
stimmungen dèr letzten 4OJahre hin.
Immer hätten sich Dreiviertelmqhr'
heiten zugunsten der Sterbehilfe er-
geben. Insbesondere Zürich lehnte
2011 ein Verbot der Sterbehilfe für
Ausländer mit 80 Prozent ab.

Soll der Sterbetourismus in Basel verhin.
dert werden? Stimmen Sie online ab.

wird auf politischer Ebene aktiv. Ihre
Vertreter in der Nordwestschweiz rei-
chen in ihren Kantonsparlamenten
Vorstösse ein, unter der Ägide der
EVP Schweiz. In Basel-Stadt, Basel-
land, Aargau und Solothurn fordern
sie von ihren Regierungen zr¡¡ei Din-
ge: Erstens sollen jährliche Statisti-


